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Rechtslage
Die Kündigung des Mietvertrages ist nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung auch gültig, wenn sie nicht begründet wird. Auf dem Kündigungsschreiben muss somit kein Grund für die Kündigung aufgeführt werden. Eine Begründung kann jedoch verlangt werden (Art. 271 Abs. 2 OR). 

Begründet der Vermieter die Kündigung mit Zahlungsrückstand des Mieters, mit schwerer Verletzung der Pflicht des Mieters zu Sorgfalt und Rücksichtnahme (Art. 257f Abs. 3 und 4 OR), mit Konkurs des Mieters (Art. 266h OR) oder einem Mietvertrag, welcher im Hinblick auf ein bevorstehendes Umbau- oder Abbruchvorhaben ausdrücklich nur für die beschränkte Zeit bis zum Baubeginn oder bis zum Erhalt der erforderlichen Bewilligung abgeschlossen wurde, so hat dies Auswirkungen auf eine allfällige Anfechtung der Kündigung durch den Mieter sowie auf die Gewährung der Erstreckung des Mietverhältnisses.

Eine ordentliche Kündigung kann bei einem unbefristeten Mietvertrag unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfristen und -termine nach Art. 266a ff. OR erfolgen. Es können auch vertraglich längere – nicht aber kürzere - Fristen und andere Termine vereinbart werden. Bei der Miete von Wohnungen können beide Parteien mit einer Frist von drei Monaten auf einen ortsüblichen Termin oder, wenn es keinen Ortsgebrauch gibt, auf Ende einer dreimonatigen Mietdauer kündigen (Art. 266c OR). Bei der Miete von möblierten Zimmern und von gesondert vermieteten Einstellplätzen oder ähnlichen Einrichtungen können die Parteien mit einer Frist von zwei Wochen auf Ende einer einmonatigen Mietdauer kündigen (Art. 266e OR). Bei der Miete von Geschäftsräumen können die Parteien mit einer Frist von sechs Monaten auf einen ortsüblichen Termin oder, wenn es keinen Ortsgebrauch gibt, auf Ende einer dreimonatigen Mietdauer kündigen (Art. 266d OR). Stirbt der Mieter, so können seine Erben mit der gesetzlichen Frist auf den nächsten gesetzlichen Termin kündigen (Art. 266i OR).
Bei der Miete von unbeweglichen Sachen und Fahrnisbauten können die Parteien mit einer Frist von drei Monaten auf einen ortsüblichen Termin oder, wenn es keinen Ortsgebrauch gibt, auf Ende einer sechsmonatigen Mietdauer kündigen (z. B. Liegenschaften, Art. 266b OR).

Bei der Miete von beweglichen Sachen können die Parteien mit einer Frist von drei Tagen auf einen beliebigen Zeitpunkt kündigen (Art. 266f OR). 

Bei Wohn- und Geschäftsräumen muss auf das Ende eines Monats gekündigt werden. An vielen Orten gibt es jährlich zwei bis drei Kündigungstermine: oft am 31. März und 30. September, z. T. auch 30. Juni. Diese Termine variieren jedoch in den einzelnen Kantonen, Bezirken oder gar Gemeinden. Somit muss die vertragliche oder gesetzliche Kündigungsfrist dem jeweiligen Kündigungstermin vorausgehen, d.h. gekündigt wird zum Beispiel bei einer Wohnung bis spätestens Ende Juni auf den 30. September.

Das Kündigungsschreiben muss spätestens am letzten Tag vor Beginn der Kündigungsfrist beim Mieter bzw. Vermieter eintreffen. War es dem Empfänger nicht möglich, die eingeschriebene Sendung direkt vom Postboten entgegenzunehmen, gilt sie nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung als zugestellt, sobald dem Empfänger zumutbar ist, die Sendung am Postschalter abzuholen, d.h. am Folgetag der versuchten Zustellung. Sicherheitshalber sollte die Kündigung dennoch mindestens 8 Werktage vor Beginn der Kündigungsfrist bei der Post aufgegeben werden, damit die Kündigungsfrist auch eingehalten ist, wenn auf den letzten Tag der 7-tätigen Abholfrist der eingeschriebenen Sendung abgestellt wird.

.

Auf www.post.ch/de/privat/versenden/briefe-inland-privat/einschreiben-privat kann die Einschreibe-Nr. (Sendungsverfolgungs-Nr.) eingegeben und so das Zustellungs- bzw. Abholungsdatum des betreffenden Briefes ermittelt werden. Dies hilft dem Kündigenden, das Eingangsdatum der Kündigung beim Empfänger zu ermitteln, wofür er die Beweislast trägt. Samstage sind dabei als Werktage mitzuzählen, sofern die betreffende Post der Empfängeradresse dann geöffnet ist. Beispiel: Wenn die Kündigung einer Wohnung dem Vermieter bis zum 30. Juni zugeht, dann wird sie zum 30. September wirksam.
Vorgehen 
Bei Wohn- und Geschäftsräumen muss schriftlich gekündigt werden (Art. 266l OR). Zusätzlich muss der Vermieter auf einem amtlichen Formular kündigen, das von dem Kanton genehmigt ist, in dem die Mietsache gelegen ist, und das dem Mieter die nötigen Informationen für eine wirksame Anfechtung der Kündigung oder eine Erstreckung des Mietverhältnisses angibt. Hält sich der Vermieter nicht an die gesetzlich vorgeschriebene Form, so ist die Kündigung nichtig, kann aber durch eine formgültige ersetzt werden (Art. 266o OR). Um die Einhaltung der Kündigungsfrist nachweisen zu können, empfiehlt es sich, die Kündigung per Einschreiben zu versenden. Auf dem Kündigungsformular kann der Vermieter bei ausserordentlicher Kündigung folgende Begründung anbringen: "Zahlungsrückstand des Mieters gemäss Art. 257d Abs. 1 und 2 OR". Bei Kündigung aus wichtigem Grund kann er dort hinschreiben: "Kündigung aus wichtigen Gründen gemäss Art. 266g OR".

Die Kündigung von Familienwohnungen durch den Vermieter – wie auch die vorherige Zahlungsaufforderung mit Kündigungsandrohung - ist dem Mieter und seinem Ehegatten, seiner eingetragenen Partnerin oder seinem eingetragenen Partner separat zuzustellen (Art. 266n OR). Fehlt die separate Zustellung, ist die Kündigung nichtig. Bei mehreren nicht miteinander verheirateten Mietern (z. B. Wohngemeinschaft) ist zu unterscheiden, ob das betreffende Mietverhältnis mit mehreren Mietern eingegangen wurde (was ebenfalls ähnliche Folgen wie für Ehepaare hat) oder ob ein Untermietverhältnis besteht. Die Fortführung des Untermietverhältnisses ist nach Ablauf des Hauptmietverhältnisses unmöglich. Ohne rechtzeitige Kündigung des Untermietverhältnisses kann jedoch die Mieterschaft gegenüber der Untermieterschaft schadenersatzpflichtig werden. 

Bei der Kündigung der Familienwohnung durch den Mieter ist diese nur mit der ausdrücklichen Zustimmung des Ehepartners bzw. des eingetragenen Partners gültig. Wird diese Zustimmung jedoch grundlos verweigert oder kann sie nicht eingeholt werden, kann der betroffene Mieter beim zuständigen Richter ein entsprechendes Gesuch stellen (Art. 266m OR). 

Sowohl die Anfechtung der Kündigung als auch das Erstreckungsgesuch müssen innert 30 Tagen nach Empfang der Kündigung bei der für das entsprechende Mietobjekt zuständigen Schlichtungsbehörde eingereicht werden, bei befristeten Mietobjekten innert 60 Tagen vor Ablauf der Vertragsdauer (Art. 273 Abs. 1 und 2 OR). Betreffend Beginn der 30-tägigen Anfechtungsfrist bei Kündigung ist folgendes zu beachten: Konnte der Postbote den Einschreibebrief weder dem Mieter noch einem zur Entgegennahme ermächtigten Dritten tatsächlich aushändigen und hinterlässt er im Briefkasten oder Postfach eine Abholungseinladung, so gilt die Kündigung als empfangen, sobald der Mieter gemäss Abholungseinladung bei der Poststelle vom Brief Kenntnis nehmen kann. Dies ist in der Regel am Tag nach der Hinterlegung der Abholungseinladung der Fall, womit die Anfechtungsfrist an diesem Tag zu laufen beginnt, auch wenn der Mieter den Brief erst ein paar Tage später abholt.

Das Begehren um eine zweite Erstreckung muss der Mieter der Schlichtungsbehörde spätestens 60 Tage vor Ablauf der ersten einreichen (Art. 273 Absatz 3 OR). 

Das Verfahren bei der Schlichtungsbehörde ist kostenlos, solange es nicht mutwillig eingeleitet wird (Art. 113 Abs. 2 lit. c ZPO und Art. 115 ZPO).

